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Entwicklung der Infrastruktur in Europa und Übersee

Eine riesige W elle von Investi­
tionsvorhaben und langfristigen 

Aufbauplanungen bewegt sich seit 
Kriegsende über die „unterent­
wickelten" Gebiete der außereuro- 
päisdien Länder. Eine bloße Auf­
zählung allein solcher Projekte, 
die man nach früheren M aßstäben 
als „gigantisch" bezeichnet hätte, 
würde den Raum eines Leitartikels 
sprengen. Ein Verebben dieser 
Welle ist nicht abzusehen; im Ge­
genteil erzeugt sie aus sich heraus 
immer neue Bewegungen in glei­
cher Richtung. Das ist im übrigen 
auch ihr Sinn und ihre Aufgabe. Es 
besteht kein Zweifel darüber, daß 
sich das Antlitz d e r ‘W elt und der 
W eltw irtsdiaft z. B. mit den großen 
M ehrzweckprojekten in Indien, 
China, Australien, Afrika, Kanada, 
Lateinamerika usw. sowie insbeson­
dere mit ihren Folgewirkungen ent­
scheidend ändern wird.

Mißtrauen gegen Überseeprojekte
Diese Entwicklung vollzieht sich 

mit der ausschlaggebenden Hilfe 
der fortgeschrittenen Länder, an 
erster Stelle der USA, aber auch 
Europas, und zwar nicht nur seiner 
Kolonialmächte. Abgesehen von dtsr 
großen W eltpolitik sind hierfür 
sehr stichhaltige Erwägungen maß­
gebend, die aus einer Erschließung 
der wirtschaftlich zurückgebliebe­
nen Länder Vorteile erhoffen, die 
dem eigenen Handel zugute kom­
men sollen: Schaffung neuer
Bezugsmöglichkeiten und Absatz­
märkte, Gelegenheiten für profi­
table Kapitalanlagen usw. Es meh­
ren sich nun neuerdings im La­
ger der „fortgeschrittenen" Länder 
Stimmen, die aus verschiedenen.

teils politischen, teils wirtschaft­
lichen Gründen den Entwicklungs­
boom in Übersee mit einem ge­
wissen M ißtrauen betrachten und 
vor Überstürzungen warnen. Dabei 
spielt der Gesichtspunkt eine große 
Rolle — der hier ohne eigene 
Stellungnahme lediglich angeführt 
w erden soll —, daß es in Europa 
und den USA selbst noch Entwick­
lungsaufgaben in Hülle und Fülle 
gibt, und daß es nahe läge, sich 
ihnen zunächst — und wahrschein­
lich mit m ehr unmittelbarem N ut­
zen — zuzuwenden, ehe man das 
mühsam erarbeitete Eigenkapital 
in m ehr oder weniger risikoreiche 
überseeische Projekte steckt.

U nter den zahlreichen Ä ußerun­
gen, die in dieser Richtung laufen, 
sei die des britischen National­
ökonomen L. Dudley Stamp zitiert, 
der in seinem Buch „Our under- 
developed W orld“ folgendes sagt: 
„Gemessen an der Produktion je 
acre finden wir die vertrau ten  Ge­
biete Nordamerikas in  m ittlerer 
Breite oder gemäßigter Zone unter 
den am wenigsten entwickelten 
Ländern der Erde. W enn es das 
Ziel der „Entwicklung" ist, eine 
maximale Produktion zu erreichen 
oder ein Maximum an Bevölke­
rung zu ernähren, so haben wir 
einen langen W eg vor uns, bevor 
wir unsere eigenen Länder als voll 
entwickelt ansehen können".

Entwicklungsaufgaben in Europa
W as hier von den USA gesagt 

wird, gilt natürlich auch für Teile 
Europas, nicht nur Südeuropas, son­
dern auch für Länder wie Irland, 
Norwegen, Finnland, ja  selbst für 
Frankreich. So ist es durchaus be­

greiflich, wenn sich Tendenzen gel­
tend machen, dem Entwicklungs­
gedanken in  Europa selbst und für 
Europa stärkeren Eingang zu ver­
schaffen, und zwar wenn möglich 
auf der Basis einer europäischen 
Zusammenarbeit. Dabei stellen sich 
die Fragen: Wo hat eine solche 
Zusammenarbeit anzusetzen, d. h. 
welche Aufgaben soll sie sich stel­
len, und dann: W ie soll sie organi­
siert sein, in welchen Formen soll 
sie sich vollziehen?

Unterschiedliche Ausgangsstellung
W as die Aufgaben anbelangt, so 

ergibt sich im Vergleich zu den 
überseeischen Planungen zunächst 
ein wichtiger Unterschied. In den 
Entwicklungsgebieten etwa Afrikas 
oder Südostasiens muß zumeist 
ganz von vorn angefangen werden, 
bei der „Infrastruktur", wie das 
neue Modewort lautet. Es müssen 
Eisenbahnen, A utostraßen, Häfen, 
Versorgungsbetriebe gebaut, Ener­
giequellen und Bewässerungsanla­
gen errichtet, das Nachrichten-, 
Schul- und Sanitätswesen neu ge­
schaffen oder zumindest verbessert 
werden. Hierbei handelt es sich zu­
meist um Investitionen, die auf 
lange Sicht keine unm ittelbare pri­
vatwirtschaftliche Rendite abwerfen, 
für die also die Verwendung von 
Privatkapital nur dann in Frage 
kommt, wenn sie durch einen Staat 
oder ein sicheres Finanzinstitut, wie 
etwa die W eltbank, garantiert ist. 
Erst wenn die Infrastruktur steht, 
sind die Voraussetzungen dafür 
vorhanden, daß sich eine ökono­
misch richtige Privatihitiative ent­
falten kann. Sie soll die „Initial­
zündung" für den M otor des w irt­
schaftlichen Fortschritts darstellen.

Alle in der Abteilung „Zeitgespräch“ veröffentlichten Beiträge sind fre ie  Meinungsäußerungen von Per­
sönlichkeiten aus Wirtschaft und Politik und von in- und ausländischen Mitarbeitern. Sie enthalten keine 
Stellungnahme der Redaktion und sind keine offiziösen Äußerungen der herausgebenden Institutionen.
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Es soll n id it bestritten werden, 
daß sidx auch in den fortgescfaritte- 
nen Ländern hinsichtlidi der Ver­
besserung der Infrastruktur noch 
wichtige Aufgaben ergeben. Aber 
niemand wird leugnen, daß selbst 
in  europäischen Entwicklungsgebie­
ten wie etwa W estirland oder Süd­
italien das A llernotwendigste schon 
geschehen ist, daß also ein w irt­
schaftlicher Aufbau hier von sehr 
viel günstigeren Voraussetzungen 
ausgehen kann als etw a in  W est­
afrika oder im Amazonasgebiet. 
Eine „Initialzündung" ist hier nicht 
der ausschlaggebende Faktor; zu­
mindest kann sie sehr viel schneller 
und leichter bew irkt w erden als 
in den meisten überseeischen Län­
dern. Hinzu kommen Umstände wie 
z. B. die klimatischen Bedingungen, 
die höhere A rbeitsintensität der 
Bevölkerung, vor allem aber die 
Verflechtung in eine wirtschaftlich 
und kulturell bereits hoch entwik- 
kelte Umwelt und die sehr viel 
größeren Möglichkeiten des Staats­
wesens, einen Ausbau der Infra­
struktur, wo er notwendig ist, zu 
finanzieren. Die norditalienische 
Industrie oder die Landwirtschaft 
und beginnende Industrialisierung 
Irlands bieten zweifellos einen an­
deren m ateriellen Hintergrund für 
Entwicklungsvorhaben a ls  die w est­
afrikanischen Erdnußbauem  oder 
die ostafrikanischen Viehzüchter. 
Wo aber die Finanzkraft in Europa 
für größere „basic works" nicht 
ausreicht, werden die europäischen 
Staaten es leichter haben, sich lang­
fristiges Leihkapital durch Anleihen 
im eigenen Lande oder im Ausland 
zu verschaffen, als gerade diejeni­
gen überseeischen Gebiete, die eine 
Entwicklung am dringendsten be­
nötigen. Es ist sehr zweifelhaft, ob 
die Kongoanleihen in der Schweiz 
Erfolg gehabt hätten, wenn sie 
nicht vom M utterland garantiert 
worden wären.

Unrentable Gemeinschaftsprojekte 
sind schwer zu finanzieren

Damit verengt sich der Blickpunkt 
für eine europäische Zusammen­
arbeit. Auf dem Gebiet der Infra­
struktur wird das Entscheidende den 
Staaten selbst überlassen werden 
müssen, sei es, daß sie die Mittel 
hierfür aus eigenem Aufkommen 
beschaffen, sei es, daß sie sich der

in- und ausländischen Kapitalm ärkte 
bedienen. Die bisherigen Erfahrun­
gen — so etw a bei der M ittel­
beschaffung für die Technical Assi- 
stance der UNO — zeigten, wie 
selbst verhältnism äßig bescheidene 
M ittel für nicht unm ittelbar ren­
table internationale Gemeinschafts­
projekte trotz aller „grundsätz­
lichen" Zustimmung aller Beteilig­
ten nur mit größten Schwierigkei­
ten, wenn überhaupt, aufzubringen 
waren. Es scheint daher nicht aus­
sichtsreich, sich Gedanken darüber 
zu machen, eine gemeinschaftliche 
finanzielle Basis der europäischen 
Länder für die Durchführung von 
Infrastrukturarbeiten zu finden, die 
lediglich einem einzelnen Lande zu­
gutekommen sollen. Hierfür w ür­
den weder private noch öffentliche 
Mittel zur Verfügung stehen, sofern 
das Empfangsland sie nicht ver­
zinst und garantiert. Unter diesen 
Bedingungen kann es sie sich aber 
heute schon beschaffen, das bedarf 
keiner besonderen internationalen 
Zusammenarbeit. Selbst aber wenn 
eine etw a nach dem M uster der 
W eltbank aufgebaute europäische 
Organisation Infrastrukturarbeiten 
in einem europäischen Lande finan­
zieren wollte, könnte sie es nur 
auf der Basis bankmäßiger Ge­
schäftstätigkeit tun, d. h. in solchen 
Fällen mit staatlicher oder halb­
staatlicher Garantie der Verzinsung 
und Rückzahlung.

Es ist eben ganz etwas anderes, ob 
die USA oder die Kolonialmächte 
M ittel für Infrastrukturarbeiten in 
überseeischen Ländern bereitstellen, 
wo es ohne diese M ittel beim Zu­
stand der Unterentwicklung bliebe, 
oder ob in fortgeschrittenen Län­
dern noch einige Flecken am Ge­
samtbild getilgt werden sollen. Dar­
an wird von diesen Ländern aus 
ihnen selbst heraus schon tatkräftig 
gearbeitet — erinnert sei an die 
Cassa del Mezzogiorno in Süd­
italien oder die Industrial Develop­
ment A uthority in Irland. Nachdem 
durch den M arshallplan W esteuropa 
wieder lebensfähig gemacht wurde, 
wird es auch aus den USA mit w ei­
teren Zuwendungen nur in N ot­
fällen oder für Verteidigungszwecke 
rechnen können.

Es scheint, daß sich viel größere 
Möglichkeiten für eine internatio­
nale M itwirkung beim Aufbau zu­

rückgebliebener Gegenden euro­
päischer Länder dort ergeben, wo 
es sich um die Schaffung in abseh­
barer Zeit ren tabler A nlagen oder 
Unternehmen handelt. H ier liegt 
tatsächlich ein w eites Feld für w irk­
liche P rivatinitiative und voraus­
schauende Planung, die auch das 
Risiko nicht scheuen wird, das nun 
einmal zur freien wirtschaftlichen 
A ktivität gehört. Eine aus euro­
päischen Unternehm ern zusammen­
gesetzte O rganisation, die sich die­
ser Aufgabe annehm en würde, 
könnte für alle beteiligten Länder 
von größtem Nutzen sein. W enn 
sich z. B. europäische Zuckerindu­
strielle zusamm entäten, um in Süd­
italien große Zuckerfabriken zu er­
richten, w enn ein europäisches 
Konsortium von Textilindustriellen 
in W estirland ein großes Spinne­
rei- und W ebereiunternehm en schaf­
fen würde, so w äre damit der Bo­
den für den Fortschritt in  beiden 
Ländern erw eitert. Das setzt natü r­
lich genaue Vorstudien und Pla­
nungsarbeiten in  Gemeinschaft mit 
W irtschaftsbehörden und -Organi­
sationen der betreffenden Länder 
voraus — eine Aufgabe, die der 
Geschäftsführung einer internatio­
nalen europäischen Entwicklungs­
organisation zufallen würde.

Westdeutsche Kapitalausfuhr 
muß dem Außenhandel dienen!
An einer solchen Planung könn­

ten sich auch westdeutsche W irt­
schaftskreise beteiligen. In der 
Bundesrepublik bleiben noch so 
große W iederaufbauarbeiten durch­
zuführen, und die Kapitalbildung 
w ird durch die tief in die Substanz 
einschneidende Besteuerung so 
stark  behindert, daß die verfüg­
baren M ittel praktisch für Inlands­
zwecke gebunden sind. Die Zah­
lungsbilanz ist im übrigen durch 
einen sehr hohen Schuldendienst 
belastet. An eine bescheidene Kapi­
talausfuhr ist nur insoweit zu 
denken, als sie unm ittelbar dem 
Außenhandel dient. Im übrigen ist 
der einzige Weg, auf dem die w est­
deutsche W irtschaft sich an über­
seeischen oder auch europäischen 
Ent’-ü lu n g sa rb e ite n  finanziell be­
teiligen kann, die Gewährung 
längerfristiger Kredite im  Zusam­
m enhang mit direkten Exportliefe­
rungen von Investitionsgütern. 
Auch sie wird nur bestimm ten
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Großunternehmen möglich sein. Auf 
lange Zeit hinaus sdieint es aber 
ausgesdilossen, daß sich die w est­
deutsche W irtsdiaft an internatio­
nalen Anleihen oder ähnlichen Pro­
jekten in  nennenswertem Umfang 
beteiligt. Damit würde eine deutsdie 
Beteiligung an der Durdiführung 
von Infrastruktur-Vorhaben in  euro- 
päisdien Ländern, selbst wenn eine 
soliäie im Rahmen einer europä­

ischen Organisation Zustandekom­
men sollte, keine große Bedeutung 
haben können. Um so größer aber 
w ären die Aussichten für eine deut­
sche M itarbeit an  der Tätigkeit 
einer solchen O rganisation dort, 
wo es sich, um die Schaffung dessen 
handelt, was sich im Rahmen der 
wirtschaftlichen Entwicklung orga­
nisch an eine gegebene Infrastruk­
tu r anschließt. (H - n)

Französische Vorstellungen für den afrikanischen Raum
ß i e  afrikanischen A ngebote Frank­
reichs werden in Deutschland leicht 
etwas anders verstanden, als sie 
in W irklichkeit gemeint sind. Die 
entscheidende Trennungslinie heißt 
Rentabilität. W ährend die deut­
sche Industrie an Investitionen zu­
gunsten konkreter Verwirklichun­
gen mit einigermaßen abschätz­
barem Ertrag denkt, steht die fran­
zösische Regierung vor der schwieri­
gen Aufgabe der wirtschaftlichen 
Erschließung von Gebieten, deren 
Unterbau in zahlreichen Fällen für 
die Schaffung rentabler Betriebe 
noch nicht geeignet ist. Daher eine 
subjektiv verständliche Enttäu­
schung in Deutschland, wo man 
häufig darauf hinweist, daß Fran- 
zösisch-Afrika für eine europäische 
M itarbeit noch nicht reif ist. Da­
her aber auch ein subjektiv eben­
so berechtigtes französisches Er­
staunen über die deutsche Gleich­
gültigkeit, der man die N otwendig­
keit entgegensetzt, gemeinsam die 
Voraussetzungen für die Industri­
alisierung Afrikas zu schaffen.

R entabilität muß hinter die 
Solidarität zurücktreten

Nach den französischen V orstel­
lungen, die bisher allerdings noch 
nicht mit der erforderlichen Klar­
heit der Öffentlichkeit unterbreitet 
wurden, müßte zunächst einmal der 
Begriff der kaufmännischen Ren­
tabilität hinter denjenigen der 
europäischen Solidarität zurücktre­

ten. A frika w äre in gewissem Sinne 
ein Schicksalsproblem für alle euro­
päischen Staaten. Ohne energische 
Maßnahmen zugunsten eines w irt­
schaftlich ungeheuer wichtigen Hin­
terlandes, ohne Afrika könne man 
sich nur, schwer langfristig ein ge­
sundes europäisches W irtschafts­
gleichgewicht vorstellen, sowohl im 
Hinblick auf die Rohstoffversor­
gung w ie auf die Absatzgebiete. 
Es bestünde daher keine V eran­
lassung, die erforderlichen finan­
ziellen Opfer auf die ehemaligen 
Kolonialmächte, deren politischer 
Einfluß ebenso w ie ihre wirtschaft­
liche Sonderstellung auf jeden Fall 
m ehr der Vergangenheit als der 
Zukunft angehört, zu beschränken. 
Im Zuge der nicht mehr aufzuhal­
tenden Entkolonialisierung des 
schwarzen Erdteils müsse man daher 
zu einer Europäisierung der vor­
läufig unrentablen Investitionen ge­
langen.

Private Großgesellschaften
Hierfür bieten sich sehr verschie­

denartige Möglichkeiten. Als erste 
Lösung sind private Großgesell­
schaften zu nennen, die bedeutende 
Konzessionen erhalten und gleich­
zeitig Infrastrukturarbeiten unter­
nehmen. Das geeignete Gebiet hier­
für stellen Mineralien, deren Aus­
beutung unter günstigen natür­
lichen Bedingungen, die häufig in 
Afrika gegeben sind, bedeutende 
Investitionen für den Bau von

Eisenbahnen oder Straßen gestat­
tet. Im Anschluß daran lassen sich 
w eite Strecken landwirtschaftlich 
erschließen, teilweise sogar indu­
strialisieren, bei gleichzeitiger He­
bung der Kaufkraft der Eingebore­
nen. Diese Privatgesellschaften 
könnten ferner dazu veranlaßt w er­
den, die geförderten Rohstoffe an 
O rt und Stelle w enigstens teilweise 
zu verarbeiten, damit der dem 
Lande verbleibende Lohnanteil 
höher ausfällt. Selbstverständlich 
ergibt sich daraus für die Gesell­
schaften eine zusätzliche Belastung, 
die gegebenenfalls, zumindest te il­
weise, durch staatliche Zinsvergün­
stigungen oder sonstige Unter­
stützungsmaßnahmen ausgeglichen 
werden könnte. Daneben läßt sich 
m itunter eine Verkoppelung ver­
schiedener W irtschaftsgebiete zur 
Steigerung der Rentabilität verw irk­
lichen. Das ist z, B. für ein Eisen­
erzlager in Gabun der Fall, wo der 
Eisenbahnbau weitgehend durch die 
Ausnutzung der auf diese W eise 
erschlossenen W älder zu finanzie­
ren ist, selbstverständlich unter der 
Voraussetzung, daß die Gruben­
gesellschaft auch die forstwirtschaft­
liche Konzession erhält.

Technische Hilfe 
Ein zweiter, kurzfristig vielleicht 

noch nützlicherer W eg der euro­
päischen Zusammenarbeit unter 
Rückstellung der Rentabilität be­
steh t in einer ausgedehnten tech­
nischen Hilfe. Die französischen 
Forschungsmöglichkeiten bleiben 
sowohl aus Mangel an geeigneten 
Fachkräften wie infolge ungenü­
gender finanzieller M ittel zwangs­
läufig hinter den wirtschaftlichen 
Erfordernissen A frikas zurück. W es­
halb sollten hier nicht andere Re­
gierungen, selbstverständlich in 
enger Zusammenarbeit mit Frank­
reich, eingreifen? Die USA gaben 
bereits auf internationaler Ebene 
ein greifbares Beispiel, dem Europa 
— und besonders Deutschland —

VEREINSBANK IN HAMBURG
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trotz geringerer W irtschaftskraft 
durchaus zu folgen vermag. Ent­
scheidend dabei ist lediglich der 
langfristige politische und auch 
wirtschaftliche Wille. Diese techni­
sche Hilfe ginge selbstverständlich 
zu Lasten des betreffenden euro­
päischen Landes, unter der Voraus­
setzung, daß an der Auswertung 
der gefundenen M ineralvorkommen 
die W irtschaft der beteiligten euro­
päischen Länder gleichberechtigt 
teilnehmen darf.

Staatliche Ausländsbeteiligung
Die dritte Lösung geht noch einen 

Schritt w eiter und sieht eine staat­
liche ausländische Beteiligung an 
wenig rentablen Infrastrukturar­
beiten vor. Bekanntlich investiert 
die französische Staatskasse in den 
überseeischen Gebieten bei lang­
fristiger und teilweise ungewisser 
Rückzahlung jährlich erhebliche Be­
träge, die allerdings dem Bedarf 
keineswegs entsprechen. Diese In­
vestitionsm ittel w ären nach gewis­
sen französischen Vorstellungen 
durch ausländische Kredite gleicher 
A rt zu ergänzen, wobei man zu­
mindest in der Anfangsperiode 
Projekte wählen könnte, die eine 
langfristige Rückzahlung mit h in­
reichender Gewißheit sicherstellen. 
Einer dieser Pläne, der bereits so 
gut wie fertiggestellt ist, betrifft 
die Bewässerung einer algerischen 
Hochebene mit der Fruchtbar­

machung von etwa 100 000 ha Land 
und der Erzeugung von einer Mil­
liarde kW h elektrischer Energie 
als Grundlage für ein anschließen­
des Industrialisierungsprogramm. 
W erden die Grundinvestitionen 
nicht zunächst einmal sowohl zin­
sen- wie am ortisationsmäßig zu­
rückgestellt, läßt sich dieser Plan, 
der eine Verflechtung von staat­
lichen Investitionen mit anschließen­
der privater Initiative vorsieht, 
kaum  verwirklichen.

Französische Gegenleistung
Allerdings verlangt diese euro­

päische Solidarität auch eine fran­
zösische Gegenleistung. Sie soll 
nicht in der Einschränkung der poli­
tischen A utorität Frankreichs in 
seinen überseeischen Gebieten be­
stehen, wohl aber in der unbe^ 
dingten Bereitschaft, die ausländi­
schen Partner auf wirtschaftlicher 
Ebene den französischen Interessen 
gleichzustellen und auf den bis­
herigen Kapital- und Einflußpro­
tektionismus unbedingt zu ver­
zichten. Solange jeder ausländische 
Beteiligungsantrag von den zustän­
digen Behörden zunächst einmal 
mit M ißtrauen entgegengenommen 
wird, solange infolge des franzö­
sischen M ajoritätsanspruchs die Ge­
sellschaften. mühsam zusammen­
gebastelt werden müssen, verhallt 
der Ruf nach Solidarität zwangs­
läufig in der Wüste. (fr)

Eurafrika ist noch aktuell
N ach  Ansicht französischer Exper-
ten  wird die Unruhe, von der die 
nordafrikanische Bevölkerung er­
griffen wurde, auf den schwarzen 
Erdteil überspringen und die euro­
päischen Interessen tödlich gefähr­
den, wenn es nicht im Laufe der 
nächsten zehn Jahre gelingt, zwi­
schen Europäern und Afrikanern 
ein völlig neues V erhältnis der 
Zusammenarbeit und der Partner­
schaft zu schaffen.

Daß die Interessen Frankreichs 
in Afrika mit denjenigen der an­
deren europäischen Mächte nicht 
kollidieren, sondern vielmehr über­
einstimmen, tritt k lar zutage, so­
bald die Betrachtung, s ta tt aus der 
Sicht der Berliner Konferenz (1885), 
vom Standort der gegenwärtigen 
Situation aus erfolgt. Diese Über­
einstimmung wird noch deutlicher.

w enn die europäischen Mächte als 
Glieder der europäischen Schick- 
salsgemeinschaft aufgefaßt werden.

Überwindung der 
kolonialpolitischen Konflikte durch 

Integration
Europa hat ein Lebensinteresse 

daran, das Mittelmeer als „mare 
nostrum “ ansehen zu dürfen und 
durch die Errichtung des eurafri- 
kanischen Komplexes sowohl seine 
militärische Sicherheit zu gew ähr­
leisten als auch wirtschaftliche Ex­
pansionsmöglichkeiten zu erlangen. 
Diese Ziele der europäischen Afri­
kapolitik sind den legitim en Be­
strebungen der afrikanischen Völ­
ker nicht entgegengesetzt. H inter 
den politischen Forderungen nach 
Autonomie oder Unabhängigkeit 
selbst verbirgt sich der Wunsch 
nach einer eigenen wirtschaftlichen

Entwicklung. An Stelle des Kolo­
nialpaktes tr itt nun ein Verhältnis 
der Komplementarität. Die euro­
päischen Mächte haben keine V er­
anlassung, sich in die augenblick­
lichen kolonialpolitischen Konflikte 
einzumischen. Die Überwindung die­
ser Konflikte aber wird sich nur 
auf der übergeordneten Ebene ei­
ner Integration zwischen der afri­
kanischen und der europäischen 
W irtschaft als möglich erweisen. 
Damit w ird die V oraussetzung zur 
Hebung des Lebensstandards in 
Afrika und zur Eingliederung der 
afrikanischen V ölker in eine eur- 
afrikanische Föderation geschaffen, 
die jedem  Partner Freiheit in der 
Bindung gew ähren wird.

-Die europäische W irtschaft wird 
einmal in der H ebung des Lebens­
standards der afrikanischen Völker 
kaum geahnte Expansionsmöglich- 
keiten finden. Eine derartige He­
bung des Lebensstandards ist je ­
doch nur unter der Bedingung zu 
erreichen, daß Afrika selbst mehr 
produziert. W as es selbst nicht v e r­
braucht, kann es dann Europa zur 
Verfügung stellen. Das gilt für die 
Lebensmittel, nicht weniger aber 
für die Rohstoffe, die Europa zur 
Zeit für teure Devisen kauft, weil 
kein eurafrikanischer Komplex vor­
handen ist, diese Rohstoffe zugun­
sten des ganzen Komplexes zu ge­
winnen und zu verarbeiten.

Gesamtplanung
Die Vorarbeiten, die insbeson­

dere durch das Comité d'Etudes 
des zones d 'organisation industri­
elle de rU nion Française geleistet 
wurden, haben den Nachweis er­
bracht, daß die wirtschaftliche Er­
schließung Afrikas von der Errich­
tung einer geeigneten Infrastruktur 
abhängt. Unter Infrastruktur sind 
zu verstehen: 1. die Verkehrswege 
(Straße, Schiene, Flugplätze) und 
Hafenanlagen; 2. die W asserw irt­
schaft; 3. die Energieversorgung;
4. die Siedlungs- und Ernährungs­
wirtschaft.

Es versteht sich von selbst, daß 
die Errichtung einer geeigneten 
Infrastruktur einer langfristig an­
gelegten Gesamtplanung bedarf. 
Als Grundlage zu dieser Planung 
sind die tatsächlichen Erschließungs­
möglichkeiten anzusehen, wie sie 
sich ergeben aus den Forschungen
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der spezialisierten Ämter (Bureau 
d'Organisation des ensembles in­
dustriels africains, Bureaux de re- 
dierdies minières, Commissariat au 
Plan), sowie aus meistens noch 
nicht imternommenen Forsdiungen 
über die praktisdien M odalitäten 
der wirtsdiaftlidien Komplementa­
ritä t der afrikanischen Gebiete mit 
der europäischen Wirtschaft.

Es ist eine Aufgabe der Planung, 
den Kapitalbedarf zu kalkulieren. 
In der Sahara zum Beispiel kostet 
der Bau der Eisenbahn je Kilometer 
22 Mill. ffrs und der Bau einer 
geteerten Straße je  Kilometer 30 
Mill. Wenn man von den verschie­
denen politischen Gründen absieht, 
die eine europäische Beteiligung an 
der Erschließung Afrikas als zweck­
mäßig erscheinen lassen, ist Frank­
reich aus finanziellen und techni­
schen Gründen, will es die afrika­
nischen, Gebiete sich und Europa er­
halten, auf die M itarbeit der ande­
ren europäischen Mächte angewie­
sen.

Einschaltung 
der öffentlichen Hand

Sowohl für die Gesamtplanung 
als auch für die Durchführung der 
Infrastruktur-Projekte, die keine 
unmittelbare Rendite bringen, ist 
die Einschaltung der öffentlichen 
Hand erforderlich. Diese Einschal­
tung ist seitens des französischen 
Staates seit der Errichtung der be^ 
reits genannten Stellen erfolgt. Dar­
über hinaus bieten sich für die 
Mitarbeit der anderen europäischen 
Staaten mehrere Wege.

Ausländisches Kapital ist bereits 
an mehreren Gesellschaften betei­
ligt: 11. a. der Micuma (50"/oi in priva­
ter Hand, darunter der Penarroya 
mit einer Anleihe der Foreign O péra­
tions Administation), der Miferma 
(34 V(» in der Hand der Frobisher 
Ltd. und 15 "/» in der Hand der Bri­
tish Iron and Steel Corp.), der 
Compagnie des Pétroles d'Algérie 
(65»/» bei Royal Dutch/Shell), der 
Compagnie de Recherches et d'Ex­
ploitation de Pétrole au Sahara 
(35 “/» bei Royal Dutch/Shell). In 
diesem Zusammenhang wurden 
Pläne zur Errichtung von gemisch­
ten Gesellschaften erörtert, bei de­
nen das ausländische Kapital über 
die Mehrheit der Aktien verfügen, 
eine Risikogarantie vom französi­

schen Staat erhalten und innerhalb 
eines bestimmten Rahmens die Be­
triebe auch leiten dürfte. Die bis­
her zustandegekommenen Beteili­
gungen weisen jedoch m ehr einen 
fragmentarischen Charakter auf; 
auch entsprechen sie nicht unbe­
dingt den Interessen einer europä­
ischen Afrikapolitik. Es w äre not­
wendig, daß die europäischen 
Mächte sich mit Frankreich über 
ein Rahmenabkommen einigten, das 
die europäischen Investitionen sy­
stematisch fördern würde.

Die Gesamtrentabilität 
steht außer Frage

Es läßt sich nicht verhehlen, daß 
die systematische Durchführung der 
Gesamtplanung zur Erschließung 
Afrikas Investitionen erfordert, die 
nur langfristig rentabel sind. Man 
wird jedoch bedenken, daß die ge­
samte Rentabilität nachgewiesen 
werden kann. Es ist deshalb durch­
aus vorstellbar, daß die europäi­

schen Mächte, nachdem sie von 
Frankreich für die Gesamtplanung 
zu Rate gezogen worden wären, 
auf Grund gewisser französischer 
Garantien die Entwicklung eines 
Obligationensystems begünstigen 
würden, das dem Sparkapital eine 
Beteiligung ermöglichen würde. Das 
bedeutet keineswegs, daß der Spe­
kulation Tür und Tor geöffnet 
werden dürften, sondern vielmehr, 
daß unter der Aufsicht der Staaten 
ähnlich verfahren würde wie in 
Europa während des 19. Jahrhun­
derts beim Bau der m odernen In­
frastruktur. Dieser W eg hätte au ­
ßerdem den Vorteil, daß die öffent­
liche Meinung an dem eurafrika- 
nischen Gedanken interessiert 
würde.

Neben den großen Finanzgrup­
pen w äre demnach eine Beteili­
gung des Sparkapitals denkbar. Es 
entspräche durchaus den gegen­
wärtigen Verhältnissen, wenn die 
ausländischen Investitionen in einer

Oz

. . .  mil e in e m  Rugschein ab deutschem Flughafen 

zu reisen, spart Ihnen Mühe, Zeit und G e ld .

Mit e in e m  tnteriine-Flugsdiein der A IR  F R A N C E  

nämlidi überqueren Sie in luxuriösen Super- 

Constellalions zunächst den Nordatlantik und (liegen 

dann nach beliebig vielen Reisezielen innerhalb 

der Vereinigten Staaten.

Der erfahrene Fluggast wählt A IR  F R A N C E , 

Europas grösste Luftverkehrsgesellschaft.
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Form durdigeführt würden, die so­
wohl das Problem der französi­
schen Souveränität als audi das der 
Unabhängigkeitsbestrebungen der 
einheim isdien V ölker offen ließe: 
die wirtsdiaftliche Ersdiließung 
Afrikas berührt diese Fragen nur 
mittelbar, insofern nämlidi, als die 
Investitionen einer Garantie bedür­
fen und die politiscbe Zukunft des 
afrikanischen Kontinents ganz Eu­
ropa angeht. Deshalb w ären die 
französisciien Institutionen als un­
m ittelbare Träger der gesamten A k­
tion anzusehen. Das würde aber 
weder Konsultationen zwischen den 
Regierungen und zwecfcentsprechen-

Europäisdie Ansätze für die
Schon lange beschäftigt sich der 
Europäische W irtschaftsrat (OEEC) 
eingehend mit den Problemen der 
überseeischen Gebiete seiner Mit­
gliedstaaten, im Bestreben, einen 
Beitrag zu ihrer wirtschaftlichen 
Entwicklung zu leisten, und gleich­
zeitig in der Hoffnung, in Afrika 
ein neues günstiges Gelände für 
eine konkrete wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit Europas zu finden.

Der Ausschuß der OEEC für die 
überseeischen Gebiete, in dem zu­
nächst nur die sogenannten Kolonial­
mächte vertreten  waren, bis auch die 
anderen Länder über denW irtschaf ts- 
ausschuß der OEEC ein gewisses 
Mitspracherecht erhielten, ist hin­
reichend über die theoretischen 
Verhältnisse und Erfordernisse der 
überseeischen Gebiete unterrichtet. 
Er unterließ es auch nicht, die M it­
gliedstaaten sowie die USA und 
Kanada w iederholt auf die Dring­
lichkeit internationaler Investiti­
onen hinzuweisen, mit der Öffnung 
der M ärkte für europäische W aren 
als Gegenleistung. Man könnte nicht 
behaupten, daß seine Bemühungen 
bisher von besonderem Erfolg ge­
krönt gewesen waren. Die Investi­
tionen blieben gering, die für die 
V erw ertung der Gebiete veran t­
wortlichen Regierungen taten  wenig, 
um der unentbehrlichen W irtschafts- 
freiheit zum Durchbruch zu v er­
helfen.

Europäischer Investiiionsfonds

In dynamischer Absicht unter­
breitete bereits im Jahre 1949 der 
damalige französische Wirtschafts-

de Abkommen noch Beratungen 
auf der Ebene übernationaler Gre­
mien (Europa-Rat, W esteuropäische 
Union) ausschließen.

Es steht außer Zweifel, daß eine 
langfristig angelegte und system a­
tisch durchgeführte wirtschaftliche 
Erschließung Afrikas für den gan­
zen europäischen Kontinent w irt­
schaftlich, politisch und militärisch 
von größter Bedeutung ist. Bisher 
ist man jedoch kaum über die 
ersten, vorsichtig tastenden V er­
suche hinausgekommen. Es ist nun 
an  der Zeit, daß der ganze Fragen­
komplex in aller Offenheit disku­
tiert wird. (-on)

Gemeinschaftsarbeit in Afrika
minister M aurice Petsche der 
OEEC den Plan eines europäischen 
Investitionsfonds m it der möglichen 
Bildung einer europäischen Bank, 
in der doppelten Absicht, die kon­
tinentaleuropäischen Investitionen 
besser zu koordinieren und, was 
in diesem Zusammenhang beson­
ders interessant ist, es den einzel­
nen europäischen Regierungen zu 
gestatten, in verhältnism äßig ein­
facher Form durch Kredite an die 
Bank ihren Beitrag zur Erschlie­
ßung der überseeischen Gebiete zu 
leisten. Von Anfang an stieß die­
ser Vorschlag auf britischen W ider­
stand. Großbritannien w ar nie ein 
großer Freund der stärkeren euro­
päischen Verflechtung. Außerdem 
glaubt es, die finanziellen Probleme 
seiner überseeischen Gebiete selbst 
meistern zu können, übrigens in 
der Überzeugung, daß ihm die an­
deren europäischen Länder dabei 
kaum dienlich zu sein vermögen. 
Für Frankreich jedoch liegen die 
V erhältnisse völlig anders. In den 
letzten Jahren änderten sich au­
ßerdem die Bedingungen des euro­
päischen Kapitalmarktes. Gewisse 
Kapitalexportmöglichkeiten beste­
hen jetzt zweifellos in Deutschland, 
ferner in Holland und in Belgien.

Erstaunlicherweise auf britische 
Initiative beauftragte nach dem 
Fehlschlag der OEEC der Straß­
burger Europarat einen Sachver­
ständigenausschuß mit der A usar­
beitung eines Berichtes über eine 
gemeinsame Aktion Europas in 
Afrika. Es entstand daraus der 
1953 veröffentlichte sogenannte

Straßburger Plan, dessen Präferenz­
zollgedanke sta rk  von den b riti­
schen Sachverständigen beeinflußt 
wurde; trotzdem stieß e r  aber auf 
ähnlichen britischen W iderstand 
wie früher der Plan des französi­
schen W irtschaftsministers Petsche, 
und gleichzeitig w urde er von der 
OEEC wegen seiner protektionisti­
schen Grundtendenzen m ehr oder 
weniger deutlich verworfen. Aber 
auch dieser Straßburger Plan en t­
hielt, vielleicht a ls  positivsten 
Punkt, den Vorschlag einer euro­
päischen Investitionsbank, in  der 
einfachen Erkenntnis, daß ohne 
eine gemeinsame und w irkungs­
volle Finanzpolitik eine europäische 
W irtschaftslösung in A frika unvor­
stellbar ist.

Private Studiengesellschaften 
W eitere bescheidene Ansätze sind 

private Studiengesellschaften mit 
ausländischer Beteiligung, vorw ie­
gend in  der Französischen Union. 
In ihnen ist ein vorsichtiges V or­
stadium der wirtschaftlichen Er­
schließungsarbeit zu sehen. V er­
schiedene Gruppen verpflichten sich 
mit verhältnism äßig geringen Kapi­
talien zur Erforschung der konkre­
ten Verhältnisse und zur A usar­
beitung zweckentsprechender Pläne. 
Erweisen sich die Hoffnungen als 
illusorisch, löst sich die Gesellschaft 
auf, entsprechen die Ergebnisse 
den Erwartungen, können sich die 
Einzelgruppen an dem dann er­
forderlichen Kapitalaufwand betei­
ligen oder auch ihre Rechte ander­
weitig verwerten. Eine Studien­
gesellschaft dieser Art, um nur ein 
Beispiel zu geben, besteht mit deut­
scher, belgischer und französischer 
Beteiligung in M arokko für die 
mögliche Errichtung einer Stick­
stoffdüngerfabrik. Daneben sind, 
ebenfalls in den französischen Ge­
bieten, bereits einige Großgesell­
schaften mit ausländischer K apital­
beteiligung an der Arbeit, z. B. 
für den Abbau von Bauxit und 
Eisenerzen in Guinea mit b riti­
schen, Schweizer und kanadischen 
Partnern, für das Eisen- und Kup­
fererz M auritaniens mit britischen 
und kanadischen Partnern und für 
das M anganerz Gabuns m it am eri­
kanischer Beteiligung. Das erste 
bedeutende deutsche Interessen­
feld betrifft ein Eisenerzlager, eben­
falls in Gabun.
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Investitionsbank
Es wird nunmehr erforderlich 

sein, die europäischen Ansatzpunkte 
weiter auszubauen. Um eine euro­
päische Investitionsbank wird man 
bei konstruktiver Aktion kaum 
herumkommen. Die ehemaligen 
Kolonialmächte müßten gleichzei-

tig auf ihre immer noch zu mono­
polistischen Schutz- und Prioritäts­
ansprüche verzichten, einschließlich 
des antiwirtschaftlichen Flaggen­
privilegs. Besonders w ären auch 
weitere private internationale Stu­
dien- und Produktionsgesellschaften 
zu gründen. (-sch)

Italien will Arbeitskräfte stellen
D ie  französischen Pläne zur M it­
arbeit Europas an der wirtschaft­
lichen Erschließung der afrikani­
schen Gebiete werden in  Italien — 
und zwar nicht erst seit dem Sturz 
von Mendes-France — mit Zurück­
haltung und für die nächste Zu­
kunft vielfach auch mit Skepsis auf­
genommen. Diese Skepsis bezieht 
sich auf das Gesamtproblem der Be­
ziehungen zwischen Europa und 
Afrika. Auf längere Sicht glaubt 
man allerdings diese Bestrebungen 
günstiger beurteilen zu dürfen, vor­
ausgesetzt, daß die organisatori­
schen Vorarbeiten nicht w eiter hin­
ausgezögert werden. Der am 25. 
September 1952 von der Versamm­
lung des Europarats gebilligte 
Straßburger Plan, der eine U nter­
suchung der Verflechtung zwischen 
seinen M itgliedsländern und den 
überseeischen Gebieten vorsah, hat 
bisher keine konkreten Formen an­
genommen. Auch die grundsätz­
lichen V ereinbarungen zwischen 
Mendes - France, A denauer und 
Scelba über einen gemeinsamen 
Einsatz von Kapital, Technikern, 
Ausrüstungen und A rbeitskräften 
in Afrika, an dem sich nach Mög­
lichkeit auch andere Länder betei­
ligen sollen, sind vorläufig noch 
hypothetischer Natur. In  Italien, 
das über umfassendes M aterial aus 
dem aufgelösten Afrikaministerium 
verfügt, das eine große Zahl von 
Afrika-Experten besitzt und laufend 
Informationen über die verschiede­
nen afrikanischen Gebiete sammelt, 
ist man jedenfalls der Meinung, daß 
jeder w eitere Zeitverlust ein ü b er­
handnehmen des asiatischen Ein­
flusses zu ungunsten der europä­
ischen Möglichkeiten in  Afrika zur 
Folge haben würde. So sind in 
den drei Jahren von 1949—1951 in 
Kenia, Uganda und Tanganjika 
28 147 Einwanderer aus A sien (vor 
allem aus Indien) bei nur 26 546 
Einwanderern aus Europa gezählt

worden. Die Nähe des übervölker­
ten Indien führt in  diesen drei 
wirtschaftlich aussichtsreichen Ge­
bieten Britisch-Ostafrikas zu einer 
fortschreitenden Verschlechterung 
des Verhältnisses zwischen Asiaten 
und Europäern. Auch M adagaskar, 
die „Insel der Zukunft“, kann bei 
zunehmender Einwanderung aus 
dem Osten der asiatischen Über­
fremdung erliegen.

Arbeitskrafiüberschuß

Italien beurteilt das Problem der 
europäischen Zusammenarbeit in 
Afrika naturgemäß in erster Linie 
aus der Perspektive seines eige­
nen Arbeitskraftüberschusses. In 
Tunis und A lgier dürften auch 
nach einer Norm alisierung der V er­
hältnisse auf diesem Gebiet keine 
Chancen bestehen, denn die ein­
heimische Bevölkerung ist nicht 
zuletzt durch die V erbesserung des 
Gesundheitswesens in ständigem 
Wachstum begriffen, so daß die 
Steigerung des Lebensstandards 
und die Schaffung von A rbeits­
plätzen für die Eingeborenen zu 
den Voraussetzungen für eine dau­
ernde Befriedung dieser Gebiete 
gehören.

Günstige Möglichkeiten für eine 
europäische Zusammenarbeit w ür­
den sich dagegen durch die Schaf­
fung von Bewässerungsanlagen in 
der Sahara und durch die Erschlies­
sung einiger Teile Zentralafrikas 
(etwa im Gebiet des Tschadsees) 
bieten, falls Frankreich wirklich 
systematisch an die Verwirklichung 
seiner afrikanischen Pläne heran­
geht. Das wirtschaftliche Potential 
des afrikanischen Erdteils w ird un­
ter anderem  dadurch illustriert, daß 
Afrikas Bezüge von Maschinen aus 
der Bundesrepublik im Jahre 1953 
einen W ert von über 308 Mill. DM 
erreichten, während die en t­
sprechenden Bezüge aus dem Vor­
kriegsdeutschland von 1938 — bei

damals etwa der doppelten Kauf-- 
kraft — sich auf nur 38 Mill. DM 
beliefen.

Frankreich muß
die Voraussetzungen schaffen
Die wirtschaftliche Erschließung 

Afrikas könnte sicher auch auf die 
heute noch unerschlossenen fran­
zösischen Gebiete ausgedehnt w er­
den. Nach italienischer Auffassung 
müßte der französische Staat zu­
nächst die allgemeinen V orausset­
zungen (Verkehrsverbindungen, Be­
reitstellung von Informationsmate­
rial, Sicherungen jeder Art für Be­
trieb und Kapital etc.) schaffen und 
danach der Privatinitiative volle 
Entfaltung ermöglichen. Die ersten 
Anzeichen für den Beginn einer 
europäischen Zusammenarbeit sind 
bereits erkennbar. So seien z. B. 
die drei französischen Afrika-Ge­
sellschaften erwähnt, die jede nach 
einem deutschen Produktionsver­
fahren arbeiten wollen; Société 
d'Etudes Nordafricaine de l'Azote 
(Anlage einer Fabrik zur Erzeu­
gung von Stickstoffdüngemitteln im 
Gebiet von Colomb Béchar und 
Oudjida mit einer Produktionska­
pazität von jährlich 100 000 t). So­
ciété des Ciments Artificiels du Sa­
hara (Colomb Béchar mit einer 
Jahresproduktion von 30 000 t) und 
Société d'Etudes Nordafricaine de 
Ferro-M anganese (Colomb Béchar 
zur , Ausbeutung der Erz- und 
Kohlevorkommen). Die großen ita­
lienischen Unternehmungen, die be­
reits — wie etw a M ontecatini, 
Fiat, Snia Viscosa u. a. — sich 
an Gründungen im Ausland mit 
Kapital, A usrüstungen und Paten­
ten  beteiligt haben, w ürden gün­
stige Gelegenheiten in Afrika kaum 
auslassen.

Europäische Wirtschaßsunion  
für Afrika?

Die Suche nach zweckmäßigen 
Organisationsformen für eine w irt­
schaftliche Zusammenarbeit Euro­
pas legt allerdings die Frage nahe, 
ob nicht in einer Zeit, in  der man 
einzelne Produktionszweige in 
„pools" zusammenzufassen ver­
sucht, die geeignete Methode zur 
Erreichung des gemeinsamen Zieles 
darin zu finden wäre, eine euro­
päische W irtschaftsunion für Afrika 
und ein den gleichen Aufgaben 
dienendes Finanzierungsinstitut zu 
schaffen. (Cr.)

1955/11 69



Das Sdiwergewidit liegt auf der Erziehungsarbeit
D ie  Armut kommt von der Power- 
täh, wie w ir seit Fritz Reuter 
wissen. In diesem circulus vitiosus 
befinden sich, heute die meisten 
Menschen unserer Erde — in den 
wirtschaftlich unterentwickelten 
Notstandsgebieten. Aber man er­
kennt auch dort: die Not ist kein 
unabänderliches Gesetz, und die 
technischen Errungenschaften der 
Europäer und ihr höherer Lebens­
standard wecken das Verlangen. 
Die kapitalistische Entwicklung ist 
auf die unterschiedlichsten gesell­
schaftlichen V erhältnisse gestoßen. 
Tausendjährige Kulturen mit har­
monischem Sozialgefüge, wie in Tei­
len Asiens, zerbrechen ebenso wie 
nackte Barbarei in  anderen Gebie­
ten. Der Zusammenstoß mit der Zi­
vilisation reicht von den Sklaven­
jagden über koloniale Auspowerung 
bis zur Bevormundung formell 
selbständiger Länder. Die meisten 
Gebiete der Erde befinden sich da­
her heute auf den verschiedensten 
Stufen von älteren Gesellschafts­
formen zum Kapitalismus. N ur zwei 
Ergebnisse scheint diese Entwick­
lung schon in die entferntesten 
W inkel der Erde getragen zu ha­
ben: die Hygiene, die die Sterb­
lichkeit enorm herabsetzte, ohne 
die hierdurch bew irkte Bevölke­
rungsverm ehrung zu regulieren — 
und den z. T. hieraus folgenden 
Zwang, produktiver zu arbeiten.

Das harmonische Gleichgewicht 
.der Wirtschaft feh lt!

Unterentwickelte Notstandsge­
biete bestehen nicht nur in Über­
see. Selbst in den modernsten

Industriestaaten sprechen w ir von 
derartigen Gebieten, wie z. B. von 
W ales in Großbritannien, von Süd­
italien, von den Zonenrandgebie­
ten in  Westdeutschland. „Unterent­
wicklung" ist ein sehr unbestimmter 
Begriff. Er bezeichnet weniger ei­
nen meßbaren Zustcuid als einen 
Vergleich zu voll entwickelten Ge­
bieten, von denen er sich in vieler 
Hinsicht unterscheidet: Es fehlt vor 
allem das harmonische Gleichge­
wicht der Wirtschaft. Der primitive 
Zustand der Selbstversorgung der 
Bauern, die selbst ihre Kleidung 
und H ausgeräte fertigen, ist über­
wunden. Industriebetriebe sind ins 
Land gekommen — und damit die 
unendliche Kette der Arbeitsteilung, 
in  der aber noch viele Glieder 
fehlen oder mangelhaft arbeiten, 
so daß dauernd Engpässe und Min­
derleistungen entstehen. Ländliche 
A rbeitskräfte werden durch die 
neuen Methoden freigesetzt, aber 
sie haben nicht die Qualifikation, 
eine industrielle Fertigkeit auszu­
üben. Die Erwerbslosigkeit ist ein 
typisches Zeichen der Unterentwick­
lung, die meistens in der mit 
menschlicher Arbeitskraft übersetz­
ten Landwirtschaft grassiert.

Notstandsgebiete im Bereich voll 
entwickelter Länder zu beheben, 
muß Aufgabe dieser Länder allein 
sein, wie denn auch die Bundes­
republik, Großbritannien und jetzt 
auch endlich Italien entsprechende 
Programme aufgestellt und zum Teil 
schon erfolgreich abgeschlossen ha­
ben. Italien ist der Grenzfall; ob­
wohl der Norden voll entwickelt 
ist, herrscht im Süden des Landes

eine Armut, wie sie fast alle Län­
der des M ittelm eergebietes kenn­
zeichnet.

Europäische Notstandsgebiete
Der M inisterrat des Europarates 

(d. h. die Außenm inister von 14 
europäischen Ländern) hat im Früh­
jah r 1954 beschlossen, die Bera­
tende Versam mlung (also Parla­
ments - D elegierte dieser Länder) 
um einen Vorschlag zur Entwick­
lung der N otstandsgebiete ihrer 
M itgliedsländer zu bitten; Es han­
delt sich dabei um Italien, Griechen­
land und die Türkei. Diese Be- 
sdiränkung auf drei M itgliedslän­
der besagt nicht, daß sich nicht die­
selben N otstände in anderen Tei­
len Europas fänden; in  den Ost­
blockländern, in Jugoslaw ien und 
auf der iberischen Halbinsel.

Am Ende des zw eiten W eltkrie­
ges w ar das gesam te kriegsge­
schädigte Europa zu einem N ot­
standsgebiet geworden, dessen 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
stark  abgesunken war. Ein V er­
gleich des wirtschaftlichen W ieder­
aufstiegs z. B. der Bundesrepublik 
mit der Lage der N otstandsgebiete 
macht es recht eigentlich deutlich, 
worin die Unterentwicklung be­
steht. Die Deutschen hatten  die 
handwerklichen, technischen und 
wissenschaftlichen Fertigkeiten in 
den Kriegsjahren nicht verloren — 
nur die Produktionsmittel w aren 
zerstört. Und wichtiger als die 
Maschinen zu haben, ist es, sie 
richtig bedienen zu können. Hinzu 
kamen die M illiarden der M ar­
shallplanhilfe, die es erlaubten, 
den Aufbau zu finanzieren. Beide 
Faktoren fehlen in  den unterent-

können für den Jahrgang 34 — Januar bis Dezember 1954
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wickelten Gebieten, wobei das Feh­
len des tedinisciien Leistungsstands 
der Bevölkerung noch nachteiliger 
zu sein scheint als der Kapitalman­
gel, Denn so groß auch die M ar­
shall-Hilfe war, auch ohne sie wäre 
dieser Aufstieg gelungen. Die Hilfe 
war weitgehend ein Ausgleici. für 
die zur selben Zeit aus politischen 
Gründen durdigeführten Erschwe­
rungendes W iederaufbaus: z.B. die 
Verzögerung der Währungsreform, 
der „Eiserne Vorhang" und die De­
montagen und Produktionsverbote.

Der technische Leistungsstand  
der Bevölkerung

Der technische Leistungsstand der 
Bevölkerung erscheint als der An­
gelpunkt des ganzen Problems. Er 
beginnt mit der Allgemeinbildung 
in der Grundschule, der es Arbei­
tern und A ngestellten ermöglicht, 
schriftliche und zeichnerische An­
weisungen zu erfassen und in die 
Praxis umzusetzen. Deshalb ist auch 
in der Vergangenheit die allge­
meine Schulpflicht und Ihre Durch­
führung parallel mit der kapita­
listischen Entwicklung verlaufen. 
Der Leistungsstand zeigt sich w ei­
ter in der Tradition des Handwerks 
mit seinen alten und neu erw orbe­
nen Fertigkeiten, über die breite 
Sdiicht der Techniker, bis zur w is­
senschaftlichen Forschung. Hinzu 
kommt die Arbeitsbereitschaft, die 
von den Deutschen etwas hochtra­
bend „Arbeitsethos" genannt wird. 
Die heikle Frage, die in den purita­
nischen Ländern des nördlichen 
Europa zugespitzt etwa so gesehen 
wird, daß das Geldveidienen ein 
moralisches Postulat sei, dessen 
Nichtbefolgung als Faulheit v e r­
achtet wird und folglich die Armen 
schuldig sein läßt, stellt sich in der 
Tat ganz anders. Die geringe 
Arbeitsfreude ist auch eine Folge 
des Klimas, anderer gesellschaft­
licher und wirtschaftlicher Bedin­
gungen, anderer religiöser V or­
stellungen, die den Sinn des Lebens 
in anderem als einem guten Akkord- 
System sehen.

All das muß man bedenken, 
wenn der Forderung nach solidari­
scher Hilfe für die unterentwickel­
ten N otstandsgebiete nähergetre­
ten wird. In Deutschland hat man 
sidi mit diesem Problem der Hilfe 
recht oberflächlich befaßt. Da 
Deutschland seit dem ersten W elt­

krieg keine Kolonien m ehr besitzt 
und auch keine W eltmacht ist wie 
die USA, die sich um jeden Erden­
winkel aus. globaler strategischer 
Konzeption kümmern müßte, kennt 
unsere öffentliche Meinung für 
diese Gebiete keine V erantwor­
tung. Für die Deutschen sind die Be­
ziehungen zu diesen Gebieten kom­
merzialisiert, man handelt nach 
dorthin vom Eisennagel bis zum 
kom pletten W asserkraftwerk. Die 
Kolonialmächte haben es schwerer. 
Die Gründe für ein Interesse an 
dieser Frage sind allerdings viel­
fältig, von der Absicht, die abhän­
gigen Völker möglichst schnell auf 
eigene Beine zu stellen, bis zur 
bloßen Notwendigkeit, Revolten im 
Interesse der eigenen Machterhal­
tung zu verhindern.

Der Straßburg-Plan

Der sog. Straßburg - Plan des 
Europarats sah gemeinsame An­
strengungen der M itgliedsländer

zur Entwicklung der Kolonialge­
biete vor. Aber die Kolonialmächte 
gingen auf diesen Plan nicht ein. 
Dagegen machte M endes - France 
den Vorschlag, die Bundesrepublik 
solle sich an der Entwicklung Afri­
kas beteiligen. Bei Prüfung dieses 
Plans zeigte sich, daß die Deut­
schen für diese Entwicklung eigent­
lich nur die „Initiative“ stellen 
sollten. W eder w ar an wesentliche 
Lieferungen der deutschen Industrie 
noch gar an deutsches Kapital ge­
dacht — beides behielten sich die 
Franzosen vor —, sondern an deut­
sche Ingenieure und Organisatoren 
für französische Pläne. Das hätte 
die Deutschen leicht in ein schie­
fes Licht gegenüber der revoltie­
renden eingeborenen Bevölkerung 
gebracht, die die V erantwortung 
für M ißstände dann nicht den ei­
gentlichen Herren, sondern den 
Aufsehern zugeschoben hätte. Die 
deutsche Antwort scheint denn auch 
zurückhaltend zu sein.
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Der erste Grundsatz für die Hilfe 
sollte sein, die Initiative und die 
Entscheidung über jede Hilfe dem 
zu helfenden Lande vorzubehalten. 
Es w ar auch ein wesentlicher Man­
gel des Straßburg-Plans, die Kolo- 
nialvölker nicht selber herangezo­
gen zu haben, sondern sich a pri­
ori nur mit den Kolonialmächten 
besprochen zu haben, da diese Mit­
glieder des Europarats sind.

Damit hängt zusammen, daß die 
Hilfe nur im Interesse des Landes 
selbst gewährt w erden sollte. Ins­
besondere die Am erikaner haben 
bei ihren verschiedenen Hilfspro­
grammen vor allem w eltstrategi­
sche Gesichtspunkte im Auge, so 
in Griechenland, in der Türkei und 
in Mittelost. Diese amerikanischen 
Absichten haben vor allem in In­
dien sehr verstim m t und zu einem 
gespannten Verhältnis zum Nach­
barn des Subkontinents, Pakistan, 
geführt — und in Pakistan nicht 
etwa Stabilität, sondern starke 
politische Unsicherheit geschaffen.

Mit der Finanzierung  
allein ist es nicht getan !

Die allgemein verbreitete A n­
sicht, daß es mit Finanzierung allein 
getan sei, erscheint ebenfalls durch­
aus einseitig. Zwar läßt sich eine 
verelendete W irtschaft nur durch 
jahrzehntelange Entbehrung der Be­
völkerung hochbringen, wie die 
Sowjetunion bew iesen hat; eine 
Anstrengung, zu der nicht alle Völ­
ker und Regierungen fähig sein 
dürften. Und was die spezielle Auf­
gabe der Entwicklung Süditaliens, 
Griechenlands und der Türkei an­
geht, so werden die Europarats- 
M itgliedstaaten mit M illiarden in 
die Tasche greifen müssen, wenn 
„Nägel mit Köpfen" gemacht w er­
den sollen. Aber hinzukommen 
muß eine breitangelegte Hilfe, um 
diese Völker in die Vielfalt der 
m odernen W irtschaft einzuführen, 
nicht nur durch die Ausbildung von 
Ingenieuren -und Wissenschaftlern, 
sondern auch von Facharbeitern 
und in einigen Gebieten auch durch 
die Schaffung einer zuverlässigen 
Verwaltung. Dazu bedarf es der 
Verbesserung des Schulwesens 
ebenso wie einer sozialen Siche­
rung der Bevölkerung, damit die 
Menschen nicht nur aus ihrem her­
gebrachten Gesellschaftsverband, 
sei es Dorf oder Familie, herausge-

Die asiatisdie Interessenlage 
als weltpolitischer Ausgangspunkt

T n  den letzten M onaten hat sich auf der weltpolitischen Bühne ein W an- 
del angebahnt, der für die künftige W est-Ost-Politik ausschlaggebende 

Bedeutung gewinnen kann. Die Stellung der USA zum Chinaproblem ist 
revidiert worden, und wenn auch dieser Revision durch die amtlichen V er­
lautbarungen scheinbar enge Grenzen gezogen sind, so läßt sich doch 
schon jetzt absehen, daß der Schlußpunkt noch nicht gesetzt ist. Es sei 
uns gestattet, ein resignierendes Bedauern darüber auszusprechen, daß die 
sich jetzt anbahnende Revision nicht bereits zur Berliner Konferenz ins 
Auge gefaßt worden ist. Damals hätte diese Revision, die ja  nur ein  Ein­
gehen auf die realpolitische Lage bedeutet hätte, zweifellos einen 
größeren Handelsw ert gehabt als heute.

W enn die geplante Zehnmächtekonferenz über die Formosafrage und 
— wahrscheinlich, wohl — andere asiatische Probleme in absehbarer 
Zeit doch noch zustande kommt, müßte es immerhin möglich sein, daß 
die USA ihre Revisionspolitik fortsetzen, ohne ihr „Gesicht zu verlieren". 
Hs dürfte dann allerdings nicht ausbleiben, daß abseits der V erhand­
lungstische das Gespräch über Europa wieder aufgenommen wird. Es 
müßte wohl im besonderen Interesse Großbritanniens liegen, diese bei­
den Probleme zu verknüpfen, wenn auch nicht erw artet w erden kann, 
daß auf dieser, in  ihrem Teilnehmerkreis begrenzten und in  ih rer Ziel­
setzung festgelegten Konferenz das Eruopaproblem selbst behandelt w er­
den kann. Von besonderem Interesse ist es, daß die von den Sowjets 
vorgeschlagene Zusammensetzung der Konferenz den nichtkommunisti­
schen A sienstaaten ein Schwergewicht gibt. Aus dieser Sicht heraus 
sollte der strittige Punkt, ob die Formosaregierung an den V erhandlun­
gen beteiligt w ird oder nicht, für Moskau nicht entscheidend sein. V iel­
leicht gibt gerade die fernöstliche Interessenlage eine unverhoffte Ge­
legenheit, die Europafrage ganz unabhängig vom Streit über die Pariser 
V erträge w ieder ins Rollen zu bringen.

Es fragt sich, wieweit der Regierungswechsel in M oskau auf die W eiter­
entwicklung dieser weltpolitischen Frage von Einfluß sein wird. Die über­
stürzten Kommentare der W estpresse, die eine Verschärfung der w elt­
politischen Lage prophezeiten, dürften durch die jüngsten den am erika­
nischen Journalisten von Chruschtschew und Bulganin gew ährten In ter­
views an Glaubwürdigkeit eingebüßt haben. Das Schwergewicht der 
russischen Vorgänge dürfte in viel stärkerem  Maße auf der Notwendig­
keit eines innerwirtschaftlichen Gleichgewichts als auf außenpolitischen 
Absichten liegen. Danach w ürde es sich eher um eine „Wachablösung", 
die Ulis ja  bei autoritativen System en durchaus vertrau t ist, als um einen 
politischen Kurswechsel oder um die Auswirkung eines innersowjetischen 
Machtkampfes handeln. Das Gewicht, das die Sowjets auf eine Bereini­
gung der asiatischen Frage und insonderheit der Chinafrage legen, wird 
nicht geringer geworden sein und sollte von den W estmächten nicht un ter­
schätzt werden. Auch aus der Interessenlage der Sowjets müßte sich also 
in  der asiatischen Diskussion ein Anknüpfungspunkt für die W iederauf­
nahme der Europafrage bieten. (sk)

rissen werden, sondern auch in  den 
neuen Umständen des Schutzes 
nicht entbehren. Es müssen also 
hohe „unproduktive" Investitionen 
vorgenommen werden, was nur mit 
Hilfe öffentlicher Gelder möglicii 
ist.

Und noch eins: der moderne 
qualifizierte A rbeiter bedarf eines 
starken Selbstbewußtseinsj er hat 
V erantwortung für seine Arbeit zu

tragen, also muß e r  sie auch in 
der Gesellschaft tragen. Zum Kapi­
talism us gehört die A rbeiterbew e­
gung. Die feudale Gesellschaft kennt 
Demokratie bestenfalls innerhalb 
der herrschenden Schicht, im kapi­
talistischen M assenstaat kann die 
Demokratie höchstens durch ein te r­
roristisches Regime ersetzt werden. 
Sonst gehört zur m odernen W irt­
schaft der moderne Staat. (- tz -)

% Diese D isk u ssio n  w ird  im  M ä r z h e f t  f o r t g e s e t z t !
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